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Nach den Analysen und Prognosen dürf-
te sowohl in West- als auch in Ost-
deutschland der Tiefpunkt der Geneh-
migungen im Wohnungsbau 2002 er-
reicht worden sein. Aufgrund der Verun-
sicherung über eine mögliche Ver-
schlechterung der Eigenheimzulagenre-
gelung im Verlauf dieses Jahres kam es
im Dezember 2002 (aktuellere Daten lie-
gen noch nicht vor) sogar zu einem stür-
mischen Genehmigungsschub bei Ei-
genheimen. Dadurch wurde in diesem
Teilsegment mit 137 151 Genehmigun-
gen das Vorjahresergebnis (136 743) so-
gar leicht übertroffen.

Vorzieheffekte durch beabsichtigte
Änderung der Eigenheimzulage

Der mittelfristigen Prognose (2003 bis 2007)
wurden die Vorschläge des Kabinettsbe-
schlusses vom November 2002 über be-
absichtigte Gesetzesänderungen zugrun-
de gelegt. Danach sind für West- und Ost-
deutschland folgende Änderungen geplant:

• Eigenheimzulage: Keine Förderung
mehr für Haushalte ohne Kinder und
kräftige Kürzung der Grundförderung
bei gleichzeitiger Absenkung der Ein-
kommensobergrenzen; Gleichstellung
der Förderbeträge für Neubauten und
Bestandserwerb.

• Wertzuwachssteuer: Ab 21. Februar
2003 völliger Wegfall der erst vor kur-
zem von zwei auf zehn Jahre verlän-
gerten Spekulationsfrist für vermiete-
te Wohnungen und Besteuerung des
Wertzuwachses bei Verkauf mit 15%
der realisierten Wertsteigerung (ohne
AfA); Verkaufserlöse aus »Alteigen-
tum« werden pauschal mit 1,5% be-
steuert.

• Abschreibung: In einer Übergangs-
periode bis Ende 2006 können in den
ersten acht Jahren ab Fertigstellung
noch 3% (anstatt bisher 5%) degres-
siv abgeschrieben werden; für ab 2007
fertiggestellte Wohnungen gilt nur noch
eine lineare AfA von 2% p.a.

Sollte es im Vermittlungsausschuss zu ei-
ner spürbaren »Entschärfung« dieser Än-
derungsvorschläge kommen, könnte sich
insbesondere 2003 bis 2006 die Nach-
frage stärker beleben. Auf die langfristige
Nachfrageentwicklung dürfte die Reduk-
tion der staatlichen Förderung jedoch eher
geringe Auswirkungen haben. Aufgrund
der notwendigen Sparpläne des Staates
dürften in den nächsten Jahren keine Im-
pulse für die Wohnungsneubau-Nachfra-
ge zu erwarten sein.
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diesem Jahrzehnt

Erich Gluch

Keine nachhaltige Belebung der Baunachfrage in

Das ifo Institut für Wirtschaftsforschung hat die zweite Ausgabe der Bauvorausschätzung

Deutschland mit Prognosen für die nächsten zehn Jahre vorgelegt.1 Aufgrund der immer

noch großen Unterschiede in den beiden Teilen Deutschlands werden die Ergebnisse für »West«

und »Ost« weiterhin separat dargestellt. Gegenüber den Prognosen vom Vorjahr mussten ins-

besondere die Werte für 2003 und 2004 korrigiert werden, da die von den Experten für das

zweite Halbjahr 2002 erwartete gesamtwirtschaftliche Belebung nicht eintrat. 

Nach den Berechnungen des ifo Instituts dürfte das durchschnittliche reale Wachstum der

Baunachfrage im Verlauf der nächsten zehn Jahre nur knapp 1/2% betragen. Dabei ist jedoch

zu berücksichtigen, dass die Bauproduktion 2003 zunächst noch weiter schrumpfen wird. Erst

ab 2005 dürfte das reale Bauvolumen – nach einer Stagnation 2004 – wieder um rund 2% zu-

legen. Im Wohnungsbau werden die Fertigstellungen ab dem nächsten Jahr wieder ansteigen

und 2006 rund 340 000 Wohneinheiten erreichen. Danach wird der Trend der Wohnungspro-

duktion wieder nach unten gerichtet sein. Im Nichtwohnbau wird der öffentliche Bau weiter-

hin an Bedeutung verlieren; im Wirtschaftsbau wird sich hingegen spätestens ab der Mitte

des Jahrzehnts wieder eine deutliche Belebung der Nachfrage einstellen.

1 E. Gluch unter Mitarbeit von K. Behring und A. von
Neubeck-Hohlefelder, ifo Bauvorausschätzung
Deutschland, Ausgabe 2002 – 2007/2012, Mün-
chen 2002 (nicht veröffentlicht); Bezugsbedingun-
gen auf Anfrage.
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Wir gehen darüber hinaus davon aus, dass das Wirt-
schaftswachstum bis zum Prognosezieljahr 2012 allenfalls
moderat mit merkbar unter 2% pro Jahr verlaufen wird. Des-
halb werden auch in langfristiger Perspektive die Einkom-
men der privaten Haushalte – trotz der geplanten Steuer-
senkungen in mehreren Schritten – nur äußerst begrenzt
wachsen und von daher keine wesentlichen Impulse für die
Wohnungsbautätigkeit verursachen. 

Einkommen der privaten Haushalte steigen kaum
noch

Vor allem die Bezieher unterdurchschnittlicher Einkommen
werden auch zukünftig ihre Wohnwünsche oft nicht reali-
sieren können. Eigentumserwerb ist beispielsweise für die-
se Haushalte meist nur dann möglich, wenn passende Ob-
jekte aus dem Wohnungsbestand bzw. solche mit ausrei-
chenden Möglichkeiten zur Erbringung von Eigenleistun-
gen angeboten werden. In den mittleren Einkommens-
schichten ist der Eigentumswunsch, vor allem in den ost-
deutschen Ländern, so stark, dass mit nur leicht steigenden
Einkommen für eine entsprechende, allerdings schwache,
Neubaunachfrage gesorgt wird.

Eine ansteigende Nachfrage wird es bei Stadt- und Fe-
rienwohnungen geben, die immer populärer werden. So
werden einerseits zunehmend Zweitwohnungen in der
»Stadt« gemietet oder gekauft, damit auch die Bewohner
der »Diaspora« am dortigen kulturellen Leben teilhaben
können, ohne eine riskante nächtliche Heimfahrt in Kauf
nehmen zu müssen. Auf der anderen Seite genießen im-
mer mehr Familien ihre Wochenenden oder Ferien in ihren
Zweitwohnungen »auf dem Land«. Auch die Nachfrage
nach Zweitwohnungen am Arbeitsplatz- oder Ausbil-
dungsort wird mit zunehmender Globalisierung und den
dadurch verursachten Anforderungen an die individuelle
Mobilität steigen.

In verschiedenen Veröffentlichungen wird ein dramatischer
Rückgang der Bevölkerung prognostiziert, allerdings be-
trifft dieser im Wesentlichen den Zeitraum nach 2050. Bis
2010 bzw. 2015 wird nach allen Berechnungen die woh-
nungsnachfrage-relevante Anzahl der Haushalte noch zu-
nehmen. So wird laut Statistischem Bundesamt und Bun-
desamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) die Anzahl
der Haushalte sogar um fast 11/2 bzw. fast 2 Millionen auf
rund 391/2 bzw. 40 Millionen anwachsen.2

Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass sich dabei die Struk-
tur der Haushalte verändern wird. Tendenziell wachsen wird
insbesondere die Gruppe der Seniorenhaushalte, aber auch
die Zahl der Haushalte mit Vorständen zwischen 40 und
60 Jahren wird zunehmen. Rückläufig sind weiter die Mehr-
personenhaushalte und die jungen Haushalte.

Dramatischer Rückgan junger Haushalte durch
geburtenschwache Jahrgänge

Der starke Rückgang der jüngeren Haushalte ist vor allem
darauf zurückzuführen, dass nunmehr die geburtenschwa-
chen Jahrgänge – verursacht durch den so genannten »Pil-
lenknick« Ende der sechziger Jahre – die Altersklasse der
25- bis 35-Jährigen erreichen. Zu Beginn des Jahres 2008
– am tiefsten Punkt dieser Entwicklung – werden in Deutsch-
land dann nur noch rund 10,2 Mill. Personen dieser Alters-
gruppe leben, falls es nicht nochmals zu ähnlich kräftigen
Zuzügen wie Anfang der neunziger Jahre kommt. 

Diese dramatische Entwicklung wird sich zeitversetzt auch
in den älteren Altersklassen abspielen. So wird sich der stärk-
ste Rückgang der 30- bis 40-Jährigen in dieser Dekade, der
größte Rückgang bei den 35- bis 45-Jährigen zwischen 2005
und 2015 vollziehen. Die angesprochenen Altersgruppen
sind die wichtigsten Träger der Wohnungsnutzungsnach-
frage. Die Nachfrage nach Wohnungen dürfte demnach spä-
testens ab Mitte dieses Jahrzehnts aufgrund dieser demo-
graphischen Entwicklung gebremst werden.

Seniorenhaushalte bleiben häufig in der angestammten Fa-
milienwohnung bzw. ziehen in Heime um. Von dieser an-
teilsmäßig wachsenden Gruppe ist deshalb kein direkter
Impuls für die Neubaunachfrage zu erwarten. Wenn man
jedoch die erheblich vergrößerte Wohnflächennachfrage
der alten Haushalte betrachtet, die durch den Verbleib in
ihren zu großen Wohnungen entsteht, lässt sich daraus
doch ein Bedarf an Erweiterung des Wohnungsbestands
ableiten.

In Westdeutschland wurden in der Vergangenheit, auch
mit Hilfe der verschiedenen staatlichen Förderprogram-
me, die Bestände relativ regelmäßig modernisiert, so dass
man davon ausgehen kann, dass hier kein übermäßiger
Nachholbedarf angehäuft wurde. Nach den Berechnun-
gen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW)
bilden seit Jahren Modernisierung und Instandsetzung ei-
nen stetig wachsenden Sockel des Wohnungsbauvolu-
mens, der mittlerweile einen Anteil von 58% (2001) er-
reicht hat. Es ist davon auszugehen, dass dieser Anteil in
Zukunft weiter wachsen wird. Die politischen Beschlüsse
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2 In der Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage der CDU/CSU-
Fraktion zu den »Wohnungspolitischen Orientierungslinien und Zielvorga-
ben der Bundesregierung« (Drucksache 15/459 vom 18. Februar 2003)
wird festgestellt, dass »die Annahmen zu den Außenwanderungen über
die Grenzen Deutschlands ... in besonderem Maße von Prognoseunsi-
cherheiten betroffen (sind)«. Das BBR hat im Rahmen einer aktuellen Re-
vision die Bevölkerungsprognose bis zum Jahr 2020 fortgeschrieben und
dabei »auf Grund aktueller Trendbeobachtungen den Wanderungssaldo
im Durchschnitt der nächsten 15 Jahre um etwas mehr als ein Viertel
niedriger angesetzt.« Dadurch werden auch die Daten der Haushaltspro-
gnosen nach unten korrigiert werden müssen. Die Arbeiten hierzu sind je-
doch noch nicht abgeschlossen.
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der jüngsten Vergangenheit werden diesen Trend sogar
noch forcieren: 

• Neubau- und Bestandserwerb sind in der neuen Eigen-
heimzulageregelung gleichgestellt. Die Erwerber von Ge-
brauchtwohnungen wenden i.d.R. – trotz Wegfall des
so genannten Vorkostenabzugs seit 1999 – erhebliche
Mittel auf, um die erworbene Wohneinheit ihren Ansprü-
chen anzupassen.

• Die seit 2002 geltende Energieeinsparverordnung ver-
langt nicht nur bei Neubauten, sondern auch bei umfang-
reichen Sanierungen im Bestand zusätzliche Maßnah-
men zur Optimierung des energetischen Gebäude-
zustands.

Bestandsmaßnahmen gewinnen weiter an Bedeutung

Im Gegensatz zu den alten Ländern wurde die Pflege des
ostdeutschen Bestands bis zur Wiedervereinigung ver-
nachlässigt. Der Anteil der Bestandsmaßnahmen am Bau-
volumen liegt deshalb in jüngerer Zeit bei rund 65%. Da
aber in den neuen Ländern die Haushaltszahlen in Zu-
kunft schrumpfen werden, wäre eine Totalsanierung des
Bestands unwirtschaftlich (Leerstandsquote derzeit schon
über 14%).

Der Staat hat neben den bundesweit geltenden Förder-
maßnahmen für die neuen Länder spezifische Programme
zum Umgang mit dem Altwohnungsbestand aufgelegt:

• Investitionszulage für die Modernisierung von Mietwoh-
nungen bis 2004,

• Programm Stadtumbau Ost für Modernisierung und Ei-
gentumsbildung in den Innenstädten etc. bis 2009.

Die Auswirkungen der Flutkatastrophe in den neuen Län-
dern vom August 2002 werden vorübergehend den Be-
darf an Sanierungen im Wohnungsbestand erhöhen. In
den Jahren 2003 und 2004, auf die der größte Teil der Sa-
nierungsarbeiten entfallen wird, sorgen die Zusatzauf-
wendungen in Sachsen und Sachsen-Anhalt mit dafür,
dass sich der Abstieg des Wohnungsbauvolumens in den
neuen Ländern insgesamt in 2003 auf lediglich 2% ab-
schwächt bzw. in 2004 Stagnation vorliegt. Die entspre-
chenden Raten im Ausbauvolumen zeigen, dass dort vor
allem in 2003 der größte Teil der Beseitigung der Flut-
schäden erfolgen wird.

Nach einem Rückgang auf nur noch rund 236 000 Woh-
nungsfertigstellungen in neu errichteten Wohngebäuden in
diesem Jahr wird sich die Wohnungsnachfrage in Deutsch-
land wieder beleben. Mit im Durchschnitt rund 275 000 Fer-
tigstellungen pro Jahr wird die Wohnungsneubautätigkeit
auf mittlere Sicht jedoch deutlich hinter den Spitzenwerten

der Jahre 1996 und 1997 zurückbleiben. Damals wurden
noch rund 485 000 bzw. 500 000 Wohnungen in neuen
Wohngebäuden fertiggestellt. Mit einem Anteil von fast 64%
wird der Schwerpunkt der Wohnungsbautätigkeit eindeu-
tig bei der Errichtung von Ein- und Zweifamilienhäusern
liegen.

Neben der Fertigstellung von Wohnungen in Wohngebäu-
den werden auch neue Wohnungen in Nichtwohngebäuden
errichtet. Darüber hinaus werden insbesondere durch An-
oder Umbauten oder den Ausbau von Dachgeschossen
Wohnungen in bereits bestehenden Gebäuden (sowohl
Wohn- als auch Nichtwohngebäuden) hergestellt. 

Diese Wohnungsfertigstellungsdaten werden im Allgemei-
nen dann verwendet, wenn keine Differenzierungen nach
Gebäudearten vorgenommen werden, also vor allem dann,
wenn die Gesamtzahl der Wohnungsfertigstellungen für ein
Jahr dargestellt wird. Berücksichtigt man auch diese Woh-
nungsbautätigkeiten, so sinkt die Anzahl der Wohnungs-
fertigstellungen in Deutschland von gut 600 000 im Jahr
1995 auf nur noch rund 265 000 im Jahr 2003, um an-
schließend bis zum Jahr 2006 wieder anzusteigen (vgl.
Tabelle).

Kritische Finanzlage setzt dem öffentlichen Bau
enge Grenzen

Für den Bereich des Nichtwohnbaus wird in dieser knappen
Darstellung – nach einer ausführlichen Analyse des Wirt-
schaftsbaus im vorigen Jahr3 – lediglich auf den öffentlichen
Sektor näher eingegangen. In diesem wird sich – nach dem
einigungsbedingten Höhenflug in der ersten Hälfte der neun-
ziger Jahre – die Nachfrage im Prognosezeitraum weiter ab-
schwächen.

Aufgrund der kritischen Finanzlage der Gebietskörper-
schaften ist es verständlich, dass dem öffentlichen Bau
mittelfristig enge Grenzen gesetzt sind. Es ist zu erwar-
ten, dass das Bemühen der öffentlichen Auftraggeber le-
diglich auf eine Verstetigung ihrer Bauausgaben gerichtet
sein wird. 

Dies bringt auch die im Sommer 2002 festgelegte mittel-
fristige Finanzplanung des Bundes für den Zeitraum 2003
bis 2006 zum Ausdruck. Auch wenn diese noch auf den op-
timistischen Wachstumserwartungen vom Frühjahr 2002 ba-
siert und vor diesem Hintergrund schon wieder korrektur-
bedürftig ist, bleibt sie dennoch eine wichtige Orientierung
für die mögliche weitere Entwicklung der öffentlichen Bau-
nachfrage.

43

3 Vgl. E. Gluch, Nur moderates Wachstum der Bauwirtschaft in diesem Jahr-
zehnt, ifo Schnelldienst 55, 5/2002, S. 32–38.
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Die Finanzplanung des Bundes
lässt erkennen, dass er eine Ver-
stetigung der öffentlichen In-
vestitionen, insbesondere der
öffentlichen Bauinvestitionen an-
strebt. Hierbei hilft ihm der durch
den Verkauf der UMTS-Lizen-
zen gewonnene Handlungs-
spielraum ebenso wie die Ent-
scheidung, ab 2003 eine stre-
ckenabhängige LKW-Maut ein-
zuführen. Die Auflage verschie-
dener »Programme« bringt die
Bemühungen zum Ausdruck,
trotz aller Konsolidierungsan-
strengungen, die öffentlichen
Bauinvestitionen nicht noch wei-
ter absacken zu lassen:

• Sonderprogramme »Stadt-
umbau Ost« (bis 2009) und
»Soziale Stadt« 

• Realisierung von insgesamt
125 Ortsumgehungen in
den Jahren 2001 bis 2003
durch die Verwendung von
Zinsersparnissen aufgrund
des Verkaufs der UMTS-Li-
zenzen in Höhe von insge-
samt 1,4 Mrd. q,

• Projekte im Rahmen des
Anti-Stau-Programms für
die Bundesschienenwege,
Bundesautobahnen und
Bundeswasserstraßen in den Jahren 2003 bis 2007 in
Höhe von insgesamt rund 3,8 Mrd. q aus der strecken-
bezogenen LKW-Autobahngebühr, 

• Bundesprogramm »Verkehrsinfrastruktur« zugunsten der
neuen Bundesländer in den Jahren 2000 bis 2006 aus
den Strukturfondsmitteln des »Europäischen Fonds für
regionale Entwicklung« (EFRE) in Höhe von zusätzlich
1,6 Mrd. q.

Für die großen Verkehrsinfrastrukturbereiche Schiene, Stra-
ße und Wasserstraße sowie weitere wesentliche Investi-
tionen wie den Transrapid sind in den Jahren 2003 bis 2005
jeweils gut 10 Mrd. q, für 2006 sogar rund 101/2 Mrd. q
eingeplant. Einschließlich der Mittel nach dem Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz in Höhe von jährlich rund
1,7 Mrd.q für Projekte des kommunalen Straßenbaus und
den öffentlichen Personennahverkehr sind für Investitio-
nen in den Verkehrsbereich im Jahr 2003 insgesamt
12,1 Mrd. q, in den Jahren 2004 bis 2006 Mittel in etwa
gleicher Größenordnung, mit leicht steigender Tendenz,
geplant. 

Dabei ist allerdings zu beachten, dass die für den Schie-
nenbereich vorgesehenen Mittel als Investitionshilfen über-
wiegend in Form von nicht rückzahlbaren Baukostenzu-
schüssen der DB Netz AG und der Station & Service AG
zufließen und somit nicht dem öffentlichen Bau, sondern
dem Wirtschaftsbau zuzurechnen sind.

Die für den Bundesfernstraßenbau 2003 vorgesehenen
Gesamtinvestitionen in Höhe von 4,9 Mrd. q kommen
zu rund 60% den alten Ländern und zu rund 40% den
neuen Ländern zugute. In dem Plafond für die neuen Län-
der sind 460 Mill. q aus dem Zukunftsinvestitionspro-
gramm (ZIP) 2001–2003 enthalten, die vorrangig zur Fi-
nanzierung von Ortsumgehungen eingesetzt werden sol-
len. In den kommenden Jahren werden die Erhaltungs-
ausgaben aufgrund der zunehmenden Verkehrsbean-
spruchung, insbesondere durch die Zunahme des
Schwerverkehrs und die Achslasterhöhung auf 11,5 t so-
wie die Altersstruktur des Bundesfernstraßennetzes, an
Gewicht gewinnen. Etwa 90% der Brücken sind älter als
35 Jahre und rund 70% der Bundesautobahnstrecken äl-
ter als 25 Jahre.
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Jahr 1- und 2- Mehr- Wohn- neuerricht. beste- Fertiggestellte
Familien- familien- gebäuden Nichtwohn- henden Wohnungen
gebäuden gebäudena)

insgesamt gebäuden Gebäuden insgesamt
1991  135 923  148 938  284 861  7 520  38 797  331 178
1992  142 105  190 962  333 067  8 751  44 234  386 052
1993  164 044  230 076  394 120  10 293  51 038  455 451
1994  212 354  289 374  501 728  12 873  58 282  572 883
1995  205 165  319 441  524 606  15 330  62 821  602 757
1996  188 792  296 447  485 239  13 595  60 644  559 478
1997  211 056  290 064  501 120  14 446  62 613  578 179
1998  220 611  211 626  432 237  11 511  56 942  500 690
1999  237 331  169 236  406 567  9 980  56 091  472 638
2000  229 727  138 814  368 541  8 794  45 727  423 062
2001  185 380  100 550  285 930  6 403  33 864  326 197

.

.
2002  166 595  88 200  254 795  6 000  26 000  286 795
2003  160 550  75 000  235 550  6 500  23 000  265 050
2004  159 900  81 800  241 700  7 600  24 900  274 200
2005  164 400  100 500  264 900  8 700  26 300  299 900
2006  171 450  129 000  300 450  8 200  26 800  335 450
2007  179 400  96 000  275 400  8 200  26 800  310 400
2008  183 300  102 000  285 300  7 700  26 800  319 800
2009  182 500  98 000  280 500  7 700  26 800  315 000
2010  180 950  99 800  280 750  7 700  26 800  315 250
2011  180 750  102 500  283 250  8 300  26 700  318 250
2012  180 100  105 200  285 300  8 300  26 700  320 300

Wohnungen in neuerrichteten Wohnungen in 

Deutschland insgesamt: Fertiggestellte Wohnungen nach Gebäudeart 1991–2012

a) Einschließlich Wohnheime.

Quelle: Statistisches Bundesamt; ifo Institut.
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Schwerpunkte der Investitionen in Bundeswasserstraßen
sind der Ausbau der Wasserstraßenverbindung Hannover-
Magdeburg-Berlin, der weitere Ausbau des westdeutschen
Kanalnetzes sowie Maßnahmen am Rhein. Weitere Investi-
tionsschwerpunkte sind Ausbaumaßnahmen mit erheblichen
Ersatzinvestitionsanteilen. 58% der jährlich ca. 700 Mill. q
Ausgaben in diesem Teilbereich sind für die alten, 42% für
die neuen Bundesländer vorgesehen. 

Städtebauliche Investitionen unverzichtbar für
Hoch- und Tiefbaufirmen

2003 stellt der Bund den Ländern für die Förderung des
Städtebaus einschließlich des Zusatzprogramms »Stadt-
teile mit besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt«
Bundesfinanzhilfen in Höhe von insgesamt 555 Mill. q zur
Verfügung. Für die Jahre 2004 bis 2005 sind Mittel in glei-
cher Höhe vorgesehen, für 2006 nur noch 504 Mill. q.

Zusammen mit den Komplementärmitteln der Länder und
Gemeinden, die jeweils Mittel in gleicher Höhe zur Verfügung
stellen, können in den Jahren 2003 bis 2005 städtebauli-
che Investitionen in Höhe von jährlich 1,7 Mrd. q und 2006
von rund 1,5 Mrd. q realisiert werden. Erfahrungsgemäß
wird davon die Hälfte für öffentliche Baumaßnahmen ein-
gesetzt, hiervon wiederum rund zwei Drittel für öffentliche
Tiefbauprojekte und ein Drittel für öffentliche Hochbauten. 

Die Bauinvestitionen des Bundes im Rahmen der Verlage-
rung von Regierungssitz und Parlament gehen, bedingt durch
die fortschreitende Vollendung der Baumaßnahmen, plan-
mäßig weiter zurück. Ab 2005 sind keine Mittel mehr vor-
gesehen.

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Län-
dern beteiligt sich der Bund am Aus- und Neubau von Hoch-
schulen in den Jahren 2002 bis 2006 mit jährlich gleich blei-
bend 1,1 Mrd. q.

Ab 2003 sind im Rahmen eines Investitionsprogramms für
Ganztagsschulen Investitionszuschüsse des Bundes in Hö-
he von 4 Mrd. q bis 2007 vorgesehen, davon 300 Mill. q
in 2003, je 1 Mrd. q in 2004 bis 2006 und für 2007 noch-
mals 700 Mill. q. Angesichts des vielfach vorhandenen Er-
neuerungsrückstands sowie der beengten Verhältnisse in
den Schulen dürfte der größte Teil hiervon Aus- und Umbau-
sowie Neubaumaßnahmen zugute kommen. Wegen des
notwendigen Planungsvorlaufs und der gegenwärtig schwie-
rigen Finanzlage von Ländern und Kommunen ist damit zu
rechnen, dass das Ganztagsschulprogramm erst ab 2004
»ins Laufen« kommt.

Die zur Beseitigung der Flutschäden aufgrund der Hoch-
wasserkatastrophe vom Sommer 2002 notwendigen Bau-

maßnahmen haben dem öffentlichen Bau 2002 nur mäßige
Impulse gegeben. Der größte Teil der notwendigen Arbei-
ten dürfte 2003 und 2004 erfolgen. Die Bundesregierung
geht derzeit von Schäden in Höhe von ca. 9,2 Mrd. q aus,
davon 1,6 Mrd. q bei der Verkehrsinfrastruktur. Am stärks-
ten betroffen ist das Land Sachsen mit 60% der Schäden,
gefolgt von Sachsen-Anhalt mit 20%.

Investitionen zur Beseitigung der Flutschäden
deutlich geringer als ursprünglich angenommen

Zur Beseitigung der durch die Flutkatastrophe entstan-
denen Schäden wurde ein öffentliches Hilfsprogramm in
Höhe von 7,1 Mrd. q aufgelegt. Zu dessen Finanzierung
wurde die zweite Entlastungsstufe der Steuerreform von
2003 nach 2004 verschoben und der Körperschaftsteu-
ersatz befristet für 2003 um 1,5 Prozentpunkte auf 26,5%
erhöht. 

Für öffentliche Infrastrukturinvestitionen, von denen ein nicht
unerheblicher Teil auf Baumaßnahmen entfallen dürfte, ste-
hen aus diesem Fonds rund 3 Mrd. q zur Verfügung. Für die
Wiederherrichtung der Bundeswasserstraßen sind davon
100 Mill. q, für die Bundesfernstraßen 200 Mill. q vorge-
sehen. Für die Schieneninfrastruktur erhält die Deutsche
Bahn 400 Mill. q in 2003 und 250 Mill. q in 2004 .

Fasst man die verschiedenen angesprochenen Faktoren zu-
sammen, so zeichnet sich bis 2005 etwa folgende Ent-
wicklung im öffentlichen Bau ab: Abgesehen von dem
»Sondereffekt« der Flutschäden vom Sommer 2002 ist auf-
grund der öffentlichen Finanzmisere mittelfristig nicht mit grö-
ßeren Veränderungen der öffentlichen Baunachfrage zu rech-
nen. Der Straßenbau und der sonstige Tiefbau, denen die
Sonderprogramme des Bundes zugute kommen, dürften
stabil bleiben. Weiter trägt die Einführung der Autobahnge-
bühr für schwere Lastkraftwagen zur Verstetigung der Ver-
kehrsinvestitionen bei.

Der öffentliche Hochbau erhält Impulse durch das Ganz-
tagsschulprogramm der Bundesregierung sowie eine klei-
nere, aber stetige Unterstützung durch die Städtebauför-
derung des Bundes. Angesichts der schlechten Finanzlage
der Gemeinden ist allerdings zu befürchten, dass sich die
Kommunen immer mehr auf die Durchführung geförderter
Investitionsprojekte konzentrieren und andere Projekte auf-
schieben. Dies gilt insbesondere für die Gemeinden in den
neuen Ländern, bei denen Investitionszuweisungen die Hälf-
te aller Investitionen abdecken, während es in den alten Län-
dern nur knapp ein Viertel sind.

In Westdeutschland werden sich die Kommunen auf ihre
Pflichtaufgaben konzentrieren. Zwar haben die öffentlichen
Bauinvestitionen mittlerweile ein so niedriges Niveau er-
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reicht, dass vielfach unaufschiebbarer Nachholbedarf ent-
standen ist. Eine Belebung der öffentlichen Bautätigkeit ist
jedoch erst zu erwarten, wenn die ab 2003 erwartete kon-
junkturelle Erholung wieder mehr Einnahmen in die öffent-
lichen Kassen bringt, die nicht zum Schuldenabbau benö-
tigt werden. 

Große Chancen für zunehmende private 
Förderung von öffentlichen Bauaufgaben

Angesichts der gegenwärtig schlechten Verfassung der inter-
nationalen und nationalen Wirtschaft und der weiter gestie-
genen Verschuldung des Staates dürfte es kaum möglich
sein, das bisher angestrebte – und der Finanzplanung zu-
grunde gelegte – Ziel eines ausgeglichenen Staatshaushalts
bereits im Jahr 2006 zu erreichen. Eine Erhöhung des In-
vestitionsspielraums wird somit aus gegenwärtiger Sicht län-
ger auf sich warten lassen. Nochmalige »Sonderaktionen«
wie beispielsweise die Bereitstellung von Mitteln aus Zins-
ersparnissen aufgrund des Verkaufs der UMTS-Lizenzen
sind nicht in Sicht. Allerdings dürften Privatisierungsmög-
lichkeiten mit entsprechenden Erlösen sowie die private
(Vor-)Finanzierung von öffentlichen Bauaufgaben und Be-
treibermodelle bei allen Gebietskörperschaften weit positi-
ver geprüft werden als in der Vergangenheit.

Zumindest in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts ist zu er-
warten, dass die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und
mit ihr die Staatseinnahmen wieder auf einen etwas stär-
ker ansteigenden Wachstumspfad zurückkehren werden.
Die bis dahin realisierten Strukturreformen bei den Sozial-
versicherungssystemen (Rentensystem, Gesundheitssys-
tem, Sozialhilfe, Arbeitslosenversicherung) und dem Ar-
beitsmarkt sowie die Umsetzung der 2. und 3. Stufe der

Steuerreform werden Impulse für ein hö-
heres Wachstum auslösen.

In Deutschland insgesamt wird das Bauvo-
lumen im Wirtschaftsbau 2012 mit rund
75 Mrd. q (in Preisen von 1995) um rund
21/2% über dem Wert des Jahres 2002 lie-
gen. Im selben Zeitraum wird das öffentli-
che Bauvolumen von rund 40 Mrd. q (in Prei-
sen von 1995) auf rund 391/2 Mrd. q (in Prei-
sen von 1995) zurückgehen und damit deut-
lich unter der durchschnittlichen jährlichen
Bauleistung in den neunziger Jahren bleiben
(vgl. Abbildung).
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